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Schriftlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über eine Untersuchung der Konzentration 
in der Wirtschaft 

— Drucksache 1884 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Atzenroth 


1, Zur Entstehungsgeschichte 

In der Großen Anfrage der Fraktionen der CDU ' 
CSU, DP betr. Wirtschaftskonzentration vom 4. De- 
zember 1958 — Drucksache 702 — wurde unter 
Bezugnahme auf die Regierungserklärung vom 
29. Oktober 1957 an die Bundesregierung u. a. die 
Frage gerichtet, was sie unter wirtschaftlich und 
gesellschaftspolitisch unerwünschter Konzentration 
verstehe und ob sie einen Überblick über den Um- 
fang solcher Konzentrationen in der Wirtschaft ge- 
ben könne bzw. was sie zu tun gedenke, um sich 
einen solchen Überblick zu verschaffen. 

In ihrer Antwort erklärte die Bundesregierung, 
daß über den Stand der Konzentration zahlenmäßig 
nur unzulängliches und wenig konkretes Material 
vorliege, und knüpfte daran den Vorschlag, im 
Wege einer Enquete eine solche Materialgrundlage 
zusammenzutragen, die eine bessere und objektive 
Urteilsbildung ermögliche. 

In der Erkenntnis, daß der Fortbestand der wirt- 
schaftlichen Struktur aus gesellschaftspolitischen 
Gründen am ehesten durch den Wettbewerb zwi- 
schen möglichst vielen und leistungsfähigen Unter- 
nehmen gewährleistet wird, und in dem Wunsch, 
festzustellen, inwieweit Konzentrationsvorgänge in 
der Wirtschaft einen solchen Wettbewerb verhin- 
dern oder beschränken, ersuchte der Deutsche 
Bundestag im Anschluß an die Konzentrationsde- 
batte am 15. Oktober 1959 die Bundesregierung, 
den Entwurf eines Gesetzes über eine Enquete zur 
Ermittlung des Grades der Konzentration in der 
Wirtschaft vorzulegen. 

Diesem Antrag des Deutschen Bundestages ist mit 
der im Mai dieses Jahres erfolgten Vorlage des 


jetzt zur Diskussion stehenden Gesetzentwurfs von 
der Bundesregierung entsprochen worden. Mit ihm. 
soll nach den Ausführungen des Vertreters der 
Bundesregierung in der 1. Lesung am 5. Oktober 
1960 die notwendige gesetzliche Grundlage für die 
Zusammentragung zuverlässigen Materials ge- 
schaffen werden, um die Beurteilung des Grades der 
Konzentration, ihre Ursachen, ihre Auswirkungen 
in den verschiedenen Bereichen der Märkte nicht 
auf ungewisse Schätzungen gründen zu müssen. Der 
Entwurf setzt die relativ kurze Frist von zwei Jah- 
ren für die Vorlage des Abschlußberichts fest, in 
dem Bestreben, ein wirklichkeits- und gegenwarts- 
nahes Bild zu bekommen. Dabei sollte die Gefahr 
in Kauf genommen werden, daß vielleicht der eine 
oder andere Bereich bis zu dem im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Endtermin nicht völlig durchleuchtet 
werden kann, da sich sonst die Untersuchung bei 
der Schwierigkeit der Aufgabe in einer sachlichen 
und zeitlichen Uferlosigkeit verlöre. 

Das Untersuchungsziel besteht darin, die gegen- 
wärtige Marktstellung der Unternehmen und Un- 
ternehmensverbindungen in den einzelnen Wirt- 
schaftsbereichen festzustellen und einen Überblick 
über die faktischen Erscheinungsformen von Kon- 
zentrationsvorgängen (eigentumsmäßige Verschach- 
telung und Verschmelzung von Unternehmen, Wei- 
sungsgebundenheit, personelle Verflechtung) und 
über ihre Beweggründe sowie über die als Folge 
solcher Vorgänge eingetretenen Änderungen der 
Wettbewerbsbedingungen zu erlangen und ein Zu- 
standsbild der Marktanteile und -Verhältnisse auf 
den einzelnen Märkten zu erhalten. Der Bericht 
über die Untersuchungsergebnisse, der auch die 
Größenverhältnisse auf dem internationalen Markt 
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und den schon in früherer Zeit — etwa zwischen 
den Weltkriegen — erreichten Konzentrationsgrad 
berücksichtigen soll, hat keine Bewertung, sondern 
nur eine objektive Feststellung der Tatbestände 
zum Ziel. Die Untersuchungsergebiüsse sollen der 
Bundesregierung und dem Bundestag ein Urteil 
darüber ermöglichen, wo sich die der Wirtschafts- 
entwicklung innewohnenden Konzentrationstenden- 
zen in einem volkswirtschaftlich wie gesellschafts- 
politisch vertretbaren Ausmaß gehalten haben. Sie ; 
sollen ihnen auf der anderen Seite gestatten, fest- ; 
zustellen, aus welchen Ursachen und auf welchen j 
Wegen dieser Grad gegebenenfalls überschritten | 
wurde. Dies bedeutet aber nidit, daß nicht unab- i 
hängig vom Gang der Untersuchung solche gesetz- ; 
geberischen Maßnahmen getroffen werden können, ' 
die sich schon jetzt als erkennbar notwendig er- 
weisen. 1 

Zum Inhalt des Gesetzes 

. Der Gesetzentwurf enthält die zur Durchführung 
der Untersuchung erforderlichen Vorschriften; er 
legt in § 1 das zulässige Ausmaß und die Richtung 
der Untersuchung in der Weise fest, daß die ge- 
samte Wirtschaft in die Untersuchung einbezogen j 
werden kann und daß alle Arten und Formen von | 
Konzentrationsvorgängen den Gegenstand der 
Untersuchung bilden können. 

In § 2 werden die mit der Durchführung der Un- 
tersuchung zu beauftragenden Institutionen be- | 
stimmt, wobei die Durchführung dem Bundesamt j 
für gewerbliche Wirtschaft übertragen werden soll, 
das seinerseits bei der Untersuchung in methodisch I 
wissenschaftlichen Fragen von einer aus zwölf Mit- 
gliedern bestehenden Kommission beraten werden 
soll, die vom Bundesminister für Wirtschaft — teil- i 
weise nach Anhörung seines Wissenschaftlichen 
Beirats — berufen werden. 

In den §§ 3 bis 5 des Gesetzentwurfs werden die 
Auskunftsrechte des Bundesamts festgelegt und ab- 
gegrenzt. Nicht nur Unternehmen der gewerblichen | 
Wirtschaft, sondern auch alle Behörden, Körper- 
schaften und Anstalten des öffentlichen Rechts so- 
wie alle sonstigen natürlichen und juristischen Per- 
sonen, die über Unterlagen zur Klärung des Unter- 
suchungsgegenstandes verfügen, können zur Vor- 
lage dieser Unterlagen und zu deren Erläuterung 
verpflichtet werden. Auf ein darüber hinausgehendes 
Vernehmungsrecht und auf ein öffentliches Ver- 
fahren, wie es in dem Gesetz über die Enquete von 
1926 vorgesehen war, ist verzichtet worden. 

Die Verpflichtung zur Vorlage von Unterlagen 
und die Verpflichtung zur Erteilung erläuternder 
Auskünfte wird in dem Gesetz (§ 5) insoweit be- 
schränkt, als 

a) Gerichte keine Auskünfte über vorgelegte Ent- 
scheidungen erteilen müssen, 

b) Kreditinstitute imd Versicherungsunternehmen ; 

Urkunden, Unterlagen und Auskünfte über ihre ^ 
Kunden nur in Form von Zusammenfassungen | 
geben dürfen, aus denen keine Angaben über ! 
einzelne Kunden zu ersehen sind, | 


c) die Vorschriften des Steuergeheimnisses sowie 
besondere gesetzliche Bestimmungen über Be- 
rufsgeheimnisse und Amtsverschwiegenheit un- 
berührt bleiben, 

dj Statistische Ämter zahlenmäßige Einzelangaben 
aus amtlichen Statistiken nur ohne Nennung 
des Namens der zur Statistik Auskunftsver- 
pflichteten vorlegen dürfen. 

Besondere Sorgfalt widmet der Gesetzentwurf 
dem Geheimschutz des im Verlaufe der Unter- 
suchung zusammenzutragenden Urkunden- und Un- 
terlagenmaterials. § 7 des Gesetzentwurfs verpflich- 
tet die Bediensteten des Bundesamtes und alle bei 
der Durchführung der Untersuchung sonst tätig 
werdenden Personen (z. B. Kommissionsmitglieder 
und Sachverständige nach § 2 und sonstige Perso- 
nen, die durch dienstliche Berichterstattung Kennt- 
nis erhalten) zu uneingeschränkter Geheimhaltung 
aller ihnen auf Grund des Gesetzes bekanntgewor- 
denen Tatsachen ohne zeitliche Befristung. Diese 
Tatsachen dürfen von ihnen unbefugt weder offen- 
bart noch verwertet werden, wobei als einzige be- 
fugte Offenbarung oder Verwertung diejenige für 
die Aufstellung des nach § 6 des Gesetzes zu er- 
stattenden zusammenfassenden schriftlichen Berichts 
über das Ergebnis der Untersuchungen gilt, durch 
den seinerseits keine Geschäfts- und Betriebsge- 
heimnisse offenbar werden dürfen (§ 7 letzter Satz). 

Vorsätzliche Verstöße gegen die Geheimhaltungs- 
pflicht sollen mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft 
werden. Das Strafmaß erhöht sich auf bis zu zwei 
Jahren Gefängnis, wenn der Täter gegen Entgelt 
oder in der Absicht gehandelt hat, sich oder einem 
Dritten einen Vermögensvorteil zu verschaffen oder 
jemanden zu sdiädigen. Die Strafverfolgung tritt je- 
doch nur auf Antrag des Verletzten ein. 

Nach § 9 handeln diejenigen Auskunfts- und Vor- 
lagepflichtigen ordnungswidrig, die ihren Verpflich- 
tungen vorsätzlich oder fahrlässig nicht oder un- 
vollständig oder nicht fristgemäß entsprechen? sie 
können mit Geldbußen belegt werden. Diese kön- 
nen im Falle der vorsätzlichen Zuwiderhandlung bis 
zu 10 000 Deutsche Mark imd im Falle fahrlässiger 
Zuwiderhandlung bis zu 5000 Deutsche Mark be- 
tragen. Auf diese Weise soll eine frist- und sach- 
gerechte Durchführung der Untersuchung gewähr- 
leistet werden. 

Dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft wird 
für die Durchführimg der Untersuchung einschließ- 
lich der Aufstellung des Ergebnisberichts eine Frist 
von zwei Jahren gesetzt (§ 6). Diese Frist soll mit 
dem ersten Tag des auf die Verkündung des Ge- 
setzes folgenden vierten Kalendermonats beginnen. 
Der Vorschrift liegt die Ansicht zugrunde, daß die 
Frist von zwei Jahren in vollem Umfange für die 
Durchführung der Untersuchung selbst und die Be- 
richtaufstellung benötigt wird, und daß für vorbe- 
reitende Arbeiten, wie z. B, die Aufstellung der 
Organisation, des Arbeitsplanes usw., eine Frist von 
etwa vier Monaten erforderlich ist, die zusätzlich 
benötigt wird und die nicht zu Lasten der Zwei- 
jahresfrist der Untersuchung selbst gehen soll. 
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Der Ergebnisbericht (§ 6) ist von der Bundesregie- 
lung mit deren Stellungnahme dem Bundestag vor- 
zulegen. Mit der Vorlage des Berichts an das Par- , 
lament sollen gleichzeitig (nach § 10) Tätigkeit und ^ 
Befugnisse des Bundesamtes für gewerbliche Wirt- 
schaft nach §§ 2 , 3 und 4 des Gesetzentwurfs enden, i 
Alle übrigen Vorschriften des Gesetzes, insbeson- : 
dere diejenigen nach §§ 5 bis 9 über die Geheim- | 
haltungs- und Strafvorschriften, bleiben unverändert , 
in Kraft, da das Gesetz keine zeitliche Befristung i 
vorsieht. Das letztere ist notwendig, da der Ge- 
heimschutz des vorgelegten Unterlagenmaterials 
auch über die Dauer der Durchführung der Unter- 
sudiung mit Rücksicht auf die Belange der Aus- 
kunftsverpflichteten aufrechterhalten bleiben muß. 

3. Zur Beratung im Wirtschaftsausschuß 

Der Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat sich am 20. Oktober 1960 in eingehender 
Diskussion mit dem Gesetzentwurf befaßt und mit 
Ausnahme einer redaktionellen Änderung in § 2 
(vergleiche Ausschußantrag) beschlossen, die un- 
veränderte Annahme der Vorlage zu empfehlen. 
Irii einzelnen hat der Ausschuß zu folgenden Fragen 
Stellung genommen: 

1. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die in § 1 
verwendeten Begriffe sich so weitgehend ver- 
stehen, daß allen Zielsetzungen bei einer Durch- | 
führung der Untersuchungen entsprochen werden j 
kann, insbesondere soll der Begriff „Wirtschaft" ' 
weit ausgelegt werden. So wären in diesen Be- ■ 
griff beispielsweise auch das Verlagswesen und I 
die Gewerkschaften einzubeziehen. Die Unter- 
suchung braucht sich deshalb nicht allein auf 
Unternehmen zu beschränken, sie kann auch an- ; 
dere Zusammenschlüsse erfassen. Der Ausschuß 
hat jedoch davon abgesehen, einzelne ihm ; 
besonders wichtig erscheinende Wirtschafts- j 
bereiche namentlich beispielhaft zu nennen, i 
weil jeder derartige Hinweis unter Umständen ; 
als zeitliche Einschränkung verstanden werden ' 
könnte, was nicht der Absicht des Ausschusses 
entsprechen würde. Er vertritt ferner in Über- 
einstimmung mit der Bundesregierung die An- 
sicht, daß der in § 1 Abs. 2 verwendete Begriff 
„Unternehmensverbindungen" ausreicht, um in 
die Untersuchung auch die Frage einzubeziehen, 
welche A..bhängigkeitsverhältnisse durch Kredit- i 
hergabe und Kreditvermittlung entstehen kön- ’ 
nen und welche Einflüsse auf die Konzentra- , 
tion von personellen Verflechtungen ausgehen, ' 
wobei er auf die Wichtigkeit einer Einbeziehung 
dieser Fragen in die Untersuchung hinweist. 


2. Es erscheint dem Ausschuß wichtig, daß die nach 
§ 2 Abs. 2 zu bildende beratende Kommission 
sich aus unabhängigen Persönlichkeiten zusam- 
mensetzt. Der an und für sich nicht fernliegende 
Gedanke, den Präsidenten des Bundeskartell- 
amtes in die Kommission einzubeziehen, wurde 
fallengelassen im Hinblick auf Rechtsbeden- 
ken, die sich aus § 7 ergeben, sowie im Hin- 
blick auf die Tatsache, daß sich die Bundesregie- 
rung bzw. der Präsident des Bundesamtes auch 
ohne nähere Festlegung des wertvollen Rates 
des Präsidenten des Bundeskartellamtes bedie- 
nen kann. Das gleiche würde auch für den Prä- 
sidenten des Statistischen Bundesamtes gelten. 

3. Der Ausschuß wünscht, die Wichtigkeit der Ein- 
haltung der in § 6 festgesetzten Frist für die Ab- 
lieferung des Berichts durch das Bundesamt be- 
sonders hervorzuheben. Er teilt daher die vom 
Vertreter der Bundesregierung in der 1. Lesung 
geäußerte Ansicht, daß eher auf die Einbezie- 
hung einzelner für die Untersuchung weniger 
vordringlicher Wirtschaftszweige verzichtet wer- 
den sollte, als daß wegen allzu breiter Anlage 
der Untersuchung Verzögerungen im Abschluß 
der Arbeiten einträten. Allerdings legt der Aus- 
schuß Wert darauf, daß bestimmte weiter oben 
genannte Bereiche und Problemkreise in jedem 
Falle Gegenstand der Untersuchung bilden wer- 
den. 

4. Der Ausschuß ist sich bewußt, welche personellen 
Schwierigkeiten sich bei der Einrichtung des Be- 
hördenapparates und bei der Gewinnung der 
für die Untersuchung programmgemäß heranzu- 
ziehenden Sachverständigen u. U. ergeben kön- 
nen. Insbesondere wird es außerordentlich 
schwierig sein, für eine befristete Zeit von zwei 
Jahren die für eine sach- und fristgemäße Durch- 
führung der Untersuchung erforderlichen quali- 
fizierten Fachkräfte zu gewinnen. Der Ausschuß 
weist deshalb auf die Notwendigkeit hin, aus- 
reichende Haushaltsansätze vorzusehen, um ge- 
eignete qualifizierte Kräfte zu gewinnen, wobei 
es zur Vermeidung von Honorarschwierigkeiten 
am zweckmäßigsten wäre, die gegenseitige Dek- 
kungsfähigkeit der einzelnen im Kostenanschlag 
enthaltenen Ausgabeposten vorzusehen. 

5. Der Ausschuß betont ausdrücklich, daß die 
Enquete die Bundesregierung nicht daran hin- 
dern darf, gesetzgeberische Maßnahmen sofort 
zu treffen, deren Notwendigkeit schon jetzt er- 
kennbar ist. 


Bonn, den 2. November 1960 


Dr. Atzenroth 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1884 — mit der 
Maßgabe, daß in § 2 Abs. 2 der Satz 2 folgende Fas- 
sung erhält: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft beruft in diese 
Kommission 

1. 6 Lehrer an deutschen Hochschulen nach Anhö- 
ren des Wissenschaftlichen Beirats des Bundes- 
ministers für Wirtschaft, 

2. 6 weitere Mitglieder.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 21. Oktober 1960 

Der Wirtschaftsausschuß 
Schmüdcer Dr. Atzenroth 

Vorsitzender Berichterstatter 


4 



